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Weinmann: Wir dürfen nicht dulden, dass durch eine Paralleljustiz das
staatliche Gewaltmonopols untergraben wird

Anlässlich der Aktuellen Debatte auf Antrag der CDU: „Paralleljustiz – eine Herausforderung für den
Rechtsstaat in Baden-Württemberg?“ erklärt der rechtspolitische Sprecher der FDP/DVP Fraktion, Nico
Weinmann:

„Die Studie zeigt aufschlussreich, dass der Rechtsstaat von ganz unterschiedlichen Seiten nicht
respektiert wird. Auch wenn wir in Baden-Württemberg im Bundesvergleich offenbar noch
verhältnismäßig gut dastehen, so dürfen die Probleme auch bei uns nicht wegdiskutiert werden. Es gilt
hier, einer schleichenden Erosion der Bedeutung des Rechtsstaates entschieden entgegenzutreten.

Wichtig ist daher, dass die Debatte über die Ergebnisse dieser Studie und die Konsequenzen daraus mit
diesem Tag nicht endet, sondern erst beginnt. Die Studie zeigt eine ganze Reihe von
Handlungsempfehlungen, deren Umsetzung jetzt geprüft werden muss. Sinnvoll erscheint uns hierzu die
Einrichtung eines Koordinators bei Justiz und Polizei, um die Verfahrensführung effizient zu begleiten. Wir
erwarten von der Landesregierung aber auch, uns über den Zeitpunkt zu informieren, bis wann sie über
die mögliche Umsetzung der Handlungsempfehlungen entscheidet. Es wäre fatal, wenn man jetzt zur
Tagesordnung überginge und die Studie im Archiv landen würde. Wir dürfen nicht dulden, dass durch
eine Paralleljustiz das staatliche Gewaltmonopol untergraben wird.“


